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Vorwort 

Die Arbeit hat der Rechtswissenschaftlichen Fakultät der Univer-
sität zu Köln im Februar 1977 als Dissertation vorgelegen. Rechtspre-
chung und Literatur bis Ende 1978 sind — soweit möglich — einge-
arbeitet worden. 

Ich danke den Herren Professoren  Dr. Richard Lange und Dr. Beine 
für die zahlreichen wertvollen Anregungen, mi t denen sie das Ent-
stehen der Arbeit gefördert  haben. Herrn Professor  Dr. Schmidhäuser 
danke ich für die Aufnahme in die Reihe der Strafrechtlichen  Ab-
handlungen. 

Bonn, im Dezember 1979 Klaus  Kirschbaum 
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Einleitung 

Wer am Straßenverkehr tei lnimmt, weiß, daß es nicht nur von seinen 
persönlichen Fähigkeiten abhängt, ob er sicher an sein Ziel gelangt. 
Es bedarf  dazu des Zusammenwirkens verschiedenster Faktoren, die 
er selbst nur zum Tei l beeinflussen kann. 

So muß ein Kraftfahrer  davon ausgehen können, daß sein Wagen 
in Ordnung ist, daß also weder beim Hersteller noch in der Reparatur-
werkstatt Fehler gemacht oder übersehen worden sind, die das Fahr-
zeug in kritischen Situationen außer Kontrolle geraten lassen können. 
Ebensowenig dürfen Fahrbahn und Straßenuntergrund versteckte Män-
gel auf weisen. Auch auf Verkehrszeichen muß man sich verlassen 
können: Wer eine Einbahnstraße befährt,  vertraut darauf,  daß für den 
Gegenverkehr die Einfahrt  in die Straße gesperrt ist. Wer als Kraf t -
fahrer  oder Fußgänger eine ampelgesicherte Kreuzung bei Grün über-
quert, erwartet, daß für den Querverkehr währenddessen Rot auf-
leuchtet. 

Al le diese Abhängigkeiten werden dem Verkehrsteilnehmer in der 
Regel gar nicht bewußt. Der Kraftfahrer  rechnet mi t dem Funktio-
nieren seines Wagens, mi t gleichbleibender Qualität der Straße, mi t 
einer den Verkehrsbedürfnissen  entsprechenden Beschilderung und 
Signalregelung. Ein solches Vertrauen erweist sich in der Regel auch 
als berechtigt, denn glücklicherweise sind Unfälle, die auf ein Versagen 
der genannten Faktoren zurückzuführen  sind, äußerst selten. 

Demgegenüber ist die Gefährdung, der ein Kraftfahrer,  Fußgänger 
öder Radfahrer  aufgrund eigenen oder fremden Fehlverhaltens aus-
gesetzt ist, wesentlich größer. Nach der Statistik sind immerhin 90 °/o 
aller Unfälle im Straßenverkehr auf menschliches Versagen zurückzu-
führen. Zur Vermeidung eigenen Fehlverhaltens hat jeder Verkehrs-
teilnehmer die in der StVO, der StVZO usw. normierten Vorschriften 
zu beachten. Darüber hinaus w i rd man ihm raten müssen, auch Fehler 
anderer Verkehrsteilnehmer in Rechnung zu stellen, um ihnen notfalls 
durch rasches Reagieren begegnen zu können. 

Die Arbeit beschäftigt sich mi t der Frage, inwieweit sich dieser gute 
Rat zu einer rechtlichen Verpflichtung verdichten läßt. Wieviel „gesun-
des Mißtrauen" gegenüber dem anderen Verkehrsteilnehmer kann die 
Rechtsordnung im Interesse der allgemeinen Sicherheit im Straßen-
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verkehr verlangen, ohne diesen lahmzulegen? Und in welchen Fällen 
kann einem Verkehrsteilnehmer kein Vorwurf  daraus gemacht wer-
den, daß er den Fehler eines anderen nicht vorausgesehen, sondern 
auf dessen verkehrsgerechtes Verhalten vertraut hat? 

Dabei leuchtet ein, daß sich die Antwor t auf die Frage, wann gegen-
über dem anderen Verkehrsteilnehmer Vertrauen und wann Mißtrauen 
am Platze ist, in erster Linie nach den Umständen des Einzelfalles zu 
richten hat. Umfang und Grenzen des berechtigten und deshalb schüt-
zenswerten Vertrauens im Straßenverkehr zu bestimmen, ist damit 
vor allem Sache der Rechtsprechung. Dementsprechend ausführlich 
ist auch die Zit ierung von Entscheidungen zum Vertrauensschutz in 
den Straßenverkehrsrechts-Kommentaren. 

Dabei fäl l t auf, daß das Hauptgewicht der Kommentierung bei den 
Fällen liegt, in denen man sich gerade nicht  auf verkehrsgerechtes 
Verhalten der übrigen Straßenbenutzer verlassen darf.  Diese sog. 
„Ausnahmen vom Vertrauensgrundsatz" sind so vielfältig, daß man 
sich fragt,  was von einem „Grundsatz" zu halten ist, der so häufig 
durchbrochen wird. 

Demgegenüber nimmt sich dieser „Grundsatz" in der strafrechtlichen 
Literatur erheblich gefestigter aus. Es gibt wohl kaum ein Lehrbuch 
oder einen Kommentar zum StGB, die nicht dem „Vertrauensgrund-
satz" — meist als Unterfal l  des „erlaubten Risikos" — einen kurzen 
Abschnitt widmeten. 

Es erschien daher geboten, die zahlreichen zum Vertrauensschutz im 
Straßenverkehr ergangenen Entscheidungen einmal daraufhin zu unter-
suchen, ob sich daraus Tendenzen in Richtung einer Ausweitung oder 
Versagung des Vertrauensschutzes ergeben, ob es überhaupt gerecht-
fertigt  ist, von einem „Vertrauensgrundsatz" zu sprechen. Die Dar-
stellung der von der Rechtsprechung zum Schutz vor den Risiken eines 
bestimmten Lebensbereiches — des Straßenverkehrs — vorgeschrie-
benen Verhaltensweisen mag gleichzeitig dazu anregen, den Begriff 
des „erlaubten Risikos" im Sinne einer gerechten Risikoverteilung auch 
auf anderen Gebieten deutlicher zu konturieren. 

Um ein möglichst objektives Bi ld von der Stellung der Rechtspre-
chung zum Vertrauensschutz zu erhalten, wurden sämtliche einschlä-
gigen in der Zeitschrift  „Verkehrsrechtliche Mittei lungen" veröffent-
lichten Entscheidungen aus den Jahren 1954 -1978 erfaßt und aus-
gewertet. Dabei spielte es keine Rolle, ob sich das Urte i l oder der 
Beschluß expressis verbis mit dem Problem des Vertrauensschutzes 
im Straßenverkehr auseinandersetzte oder nicht. Auswahlkri terium war 
allein, ob es in irgendeiner Weise um die gebotene Reaktion auf frem-
des Verkehrs widriges Verhalten ging. 



Einleitung 

Daß eine solche Auswahl nicht immer leicht ist, soll an einer Ent-
scheidung belegt werden, deren Leitsatz folgendermaßen lautet: 

„ W i l l der Führer eines nur langsam beschleunigenden Lastzuges vom Be-
schleunigungsstreifen auf die durchgehende Fahrbahn der Autobahn ein-
fahren und hat er wegen einer Kurve nur beschränkte rückwärt ige Sicht 
auf die durchgehende Fahrbahn, dann muß er bis zum Ende des geradlinig 
verlaufenden Beschleunigungsstreifens fahren und dort auf eine aus-
reichende Lücke i m durchgehenden Verkehr warten 1 . " 

Das Gericht begründet seine Forderung lediglich mit den 

„besonderen Sorgfaltspflichten  des Einfahrenden (§ 10 StVO) . . . auch wenn 
der fließende Verkehr seinerseits verpflichtet ist, seine Geschwindigkeit der 
Sichtweite anzupassen". 

Es ist i n der Entscheidung weder vom „Vertrauensgrundsatz" die 
Rede, noch w i rd dieser Begriff  irgendwie umschrieben (sich darauf 
verlassen können, damit rechnen müssen, usw.). Dabei geht es doch 
eindeutig um die gebotene Reaktion auf fremdes verkehrswidriges 
Verhalten: Der Einfahrende darf  nicht darauf vertrauen, daß die Be-
nutzer der Autobahn das Sichtfahrgebot des § 3 Abs. 1 Satz 3 StVO 
befolgen, und muß deshalb alles tun, um den dadurch hervorgerufenen 
Gefahren zu begegnen. 

ι OLG Frankfurt ,  VerkMi t t 1976, Nr. 23. 

2 Kirschbaum 




